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die Konfliktkommission übergeben wird, und zwar 
mit der Begründung, die Konfliktkommission besitze 
mehr Erfahrung. Diese Auffassung ist falsch. Die 
Mitglieder der Schiedskommissionen können nur 
dann Erfahrungen sammeln, wenn sie entsprechende 
Aufgaben erhalten und bei deren Lösung vom Staats­
anwalt unterstützt werden. Im übrigen gilt folgender 
Grundsatz: Kann eine Sache sowohl der Konflikt­
ais auch der Schiedskommission übergeben werden, 
so muß sie dorthin abgegeben werden, wo die größte 
gesellschaftliche Wirksamkeit erzielt werden kann.

3. Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
in das Strafverfahren
Die Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte in das 
Strafverfahren ist ein Bestandteil der immer umfas­
sender werdenden Mitwirkung der Werktätigen an 
der Leitung des gesamtgesellschaftlichen Kampfes 
gegen die Kriminalität. Deshalb müssen wir stets 
die wirksamste Form der Einbeziehung gesellschaft­
licher Kräfte wählen. Jeder Schematismus ist schäd­
lich, weil nicht alle Straftaten zu ihrer Bekämpfung 
den gleichen gesellschaftlichen Aufwand erfordern.
Jetzt ist auch die Zeit gekommen, da die im Prozeß 
auftrelenden gesellschaftlichen Kräfte befähigt wer­
den müssen, selbständig dafür zu sorgen, daß in 
ihren Kollektiven Lehren aus dem Strafverfahren 
gezogen werden und die erzieherische Einflußnahme 
auf die Verurteilten wirksamer wird.

4. Erforschung der Ursachen der Kriminalität
Die Erforschung der Wahrheit im Strafverfahren um­
faßt sowohl die exakte Ermittlung des äußeren Tat­
geschehens als auch die Aufklärung der Ursachen 
und begünstigenden Bedingungen einer Straftat, die 
Ergründung der Persönlichkeit des Täters, seiner Ent­
wicklung, seines Bewußtseinsstandes, seines gesell­
schaftlichen Verhaltens und seiner Tatmotive. Die 
Erforschung dieser Faktoren im Strafverfahren hat 
doppelte Bedeutung. Sie „dient erstens zur Feststel­
lung der individuellen strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit und ist zweitens eine Materialbasis für den 
komplexen Kampf gegen die Kriminalität“7.
Die Wahrheitserforschung im Strafprozeß ist damit 
sowohl entscheidende Grundlage für die Gerechtigkeit 
und Überzeugungskraft des Urteils als auch unab­
dingbare Voraussetzung für eine wirksame Bekämp­
fung und Verhütung von Straftaten.
Wenn wir auch bei der Beschaffung einer guten, 
wissenschaftlich verarbeiteten Materialbasis ein Stück 
vorangekommen sind, so fehlen uns doch noch immer 
die von L e k s c h a s  mit Recht geforderten Modelle 
für die Ursachenfeststellungen bei bestimmten 
Deliktskategorien. Es ist Lekschas darin zuzustimmen, 
daß alle Appelle an Untersuchungsorgane, Staats­
anwälte und Gerichte, die Ursachen und Bedingun­
gen der Tat umfassender und sorgfältiger festzu­
stellen, solange nichts fruchten, „solange es solche 
Modelle nicht gibt, die den untersuchenden Organen 
sagen, was denn nun als wesentlich festzustellen 
ist“8. Insofern ist Lekschas’ Kritik an den leitenden 
Organen der Rechtspflege völlig berechtigt, und wir 
müssen überlegen, in welcher Weise wir das Ver­
säumte schnell nachholen können.
5. Komplexe, koordinierte Arbeit 
der Staatsanwaltschaft
Wir haben festgestellt, daß die Mittel, die der Staats­
anwaltschaft zur Erhöhung der erzieherischen Wirk­
samkeit des Strafverfahrens zur Verfügung stehen,
7 Lekschas. „Zur Feststellung der Ursachen der Straftat durch 
die Gerichte“, NJ 1965 S. 478 ft. (479).
8 a. a. O., S. 479.

noch nicht immer voll ausgenutzt werden. Um eine 
komplexe, koordinierte Arbeit der Staatsanwälte zu 
erreichen, müssen folgende Hinweise beachtet wer­
den:
— Nachdem die Ursachen und Bedingungen einer 

Straftat allseitig erforscht sind, muß der Staats­
anwalt, soweit sie Gesetzesverletzungen darstellen, 
dagegen mit staatsanwaltschaftlichen Aufsichts­
mitteln einschreiten;

— alle Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht müs­
sen überzeugend begründet sein, und die Durch­
führung der geforderten Maßnahmen muß sorg­
fältig kontrolliert werden;

— zum System der komplexen Kriminalitätsbekämp­
fung gehört die einheitliche Linie der Einbezie­
hung gesellschaftlicher Kräfte von der Aufklärung 
der Straftat über die Erforschung der Wahrheit 
bis zur Verhinderung der Wiederholung einer 
Straftat. Hier gibt es gegenwärtig noch erhebliche 
Mängel, die — wie auch der Rechtsausschuß der 
Volkskammer festgestellt hat — zum Teil dadurch 
begründet sind, daß es auf diesem Gebiet bis 
heute noch keine exakte Abgrenzung der Verant­
wortlichkeit der verschiedenen Rechtspflegeorgane 
gibt.

Der Arbeitsplan der Staatsanwaltschaft für das 
1. Halbjahr 1966 ist Ausdruck der Komplexität un­
serer Arbeit. Er ist in allen seinen Teilen nur dann 
zu realisieren, wenn wir die komplexe Arbeitsweise 
organisieren und die Zusammenarbeit mit den an­
deren Rechtspflegeorganen sichern.
Die Öffentlichkeitsarbeit der Staatsanwaltschaft ist 
nicht Selbstzweck, sondern ein untrennbarer Be­
standteil unserer gesamten Arbeit. Sie muß so quali­
fiziert sein, daß sie zu einem wesentlichen Faktor 
der Bewußtseinsbildung wird. Hierbei sind folgende 
Gesichtspunkte zu beachten:
— Die Öffentlichkeit muß über ein Strafverfahren 

allseitig informiert werden. Die Bürger müssen 
insbesondere über die Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen der Straftat aufgeklärt wer­
den, damit sie .aus dem Verfahren Schlußfolge­
rungen zur kollektiven Überwindung derartiger 
Ursachen und Bedingungen ziehen können.

— Bereits bei Beginn komplexei Untersuchungen — 
wie sie z. B. im vergangenen Jahr äuf dem Ge­
biet des Arbeits- und Brandschutzes durchgeführt 
wurden — ist festzulegen, wie die Materialien am 
wirksamsten an die Öffentlichkeit herangetragen 
werden können.

6. Qualifizierung der Kader
Im vergangenen Jahr haben wir aus den Erfahrun­
gen mit der Weiterbildung der Staatsanwälte Schluß­
folgerungen gezogen. Bekanntlich hatte die durchaus 
richtige Forderung, größere Kenntnisse auf dem 
Gebiet der Ökonomie zu erwerben, nicht immer zu 
befriedigenden Ergebnissen geführt, weil die Aus­
bildung nicht genügend sachbezogen war. Anderer­
seits wurde dadurch die fachlich-juristische Weiter­
bildung vernachlässigt. Das hat uns veranlaßt, die 
Qualifizierung stärker auf die jeweilige konkrete 
Funktion und auf Maßnahmen zur Schaffung einer 
Kaderreserve auszurichten. In den nächsten Jahren 
müssen bei dem zu schaffenden System der Quali­
fizierung folgende Prinzipien durchgesetzt werden:
— Die Qualifizierung muß den differenzierten, ge­

wachsenen Ansprüchen der praktischen Tätigkeit 
der Staatsanwälte gerecht werden;

— sie muß auf dem Kaderprogramm aufbauen, in
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